
Freiheit und recht
Vierteljahresschrift für streitbare Demokratie und Widerstand gegen Diktatur

Herausgeber: Bund Widerstand und Verfolgung (BWV-Bayern)  April 2011/1+2

Barbara Szkibik

Roland Jahn –  
der neue Chef
Gauck-Behörde (BStU)  
unter neuer Leitung
 Seite 7

Waldemar Ritter

Leugnung der 
Verbrechen des 
Kommunismus
 Seite 11

Wolfgang Buschfort

Das Ostbüro 
der SPD
Zum 100. Geburtstag von  

Stephan G. Thomas 
Seite 9

Lutz Rathenow

IM, a.D.
 Seite 16

Wolfgang Leonhard wird 90
Ein unbeirrbarer Zeuge

Von 
Wolfgang Leonhard
Am 30. April 1945 morgens – mehr als
eine Woche vor Kriegsende – flog aus
Moskau ein Flugzeug mit den Mitglie-
dern der „Gruppe Ulbricht“ ab. Neben
dem Leiter Walter Ulbricht gehörten
dieser Gruppe acht Funktionäre an:
Fritz Erpenbeck, Gustav Gundelach,
Richard Gyptner, Walter Köppe, Wolf-
gang Leonhard, Hans Mahle, Karl
Maron und Otto Winzer – also insge-
samt neun Personen. Hinzu kam ein
technischer Sekretär, der damals kei-
nem seinen Namen nannte und von
dem ich erst viele Jahre später erfuhr,
dass es Otto Fischer war.

Das Flugzeug mit den Mitgliedern der
„Gruppe Ulbricht“ landete – nach
einer Zwischenlandung in Minsk – auf
einem improvisierten Flugplatz in
Calau, dem heute polnischen Kalawa,
im Kreis Meseritz (Miedzyrzecz),
etwa 60 Kilometer östlich von Frank-
furt/Oder. Dort von einem sowjeti-
schen Offizier abgeholt, erreichten wir
nach zweistündiger Fahrt den kleinen
Ort Schwerin (jetzt Skwerzina); wir
wurden in eine sowjetischen Kom-
mandatur höflich begrüßt, nahmen
unser Abendessen ein und übernachte-
ten. Am nächsten Morgen – es war der
1. Mai 1945 – fuhren wir weiter. Nie-
mand teilte uns mit, wohin die Reise
geht. Erst Jahre später konnte ich un-
sere damalige Route rekonstruieren.
Von Schwerin fuhren wir über Alt-
Limritz (Lemierzyce), Sonnenburg
(Slonsk), Küstrin (Kostrzyn) und
Strausberg, bis wir schließlich in
Bruchmühle, etwa 35 Kilometer öst-
lich von Berlin, ankamen.

Ulbricht: „Es muss demokra-
tisch aussehen, aber wir müs-
sen alles in der Hand haben“

Unsere Wagen fuhren zu einem damals
recht schmucken „Säulenhaus“ in der
Buchholzer Straße 8. Der Ort war nicht
zufällig gewählt, denn hier befand sich
die Politische Hauptverwaltung der
Ersten Belorussischen Front, d. h. der
Armeen Marschall Shukows. Am
Abend des 1. Mai 1945 erhielten wir
von Walter Ulbricht die erste „Direk-

tive“: für die Bezirksverwaltungen in
den 20 Berliner Bezirken die entspre-
chenden Antifaschisten zu suchen und
zu ernennen. So schnell wie möglich
sollten von uns funktionierende antifa-
schistisch-demokratische Bezirksver-
waltungen gebildet werden, in denen
die Schlüsselpositionen in den Händen
der Kommunisten liegen sollten, ande-
rerseits aber Sozialdemokraten, „Bür-
gerliche“ und parteilose Spezialisten
einzubauen seien. Zur Erklärung gab
Ulbricht die Direktive: „Es muss de-
mokratisch aussehen, aber wir müssen
alles in der Hand haben.“

Nach einer Woche, am 8. Mai 1945,
wurden wir, die „Gruppe Ulbricht“,
nach Berlin-Friedrichsfelde in die

Prinzenallee 80 (heute Einbecker-
straße 41) verlegt. Damit erweiterte
sich unser Aufgabenbereich: die Bil-
dung eines Gesamt-Berliner Magis-
trats und die Organisierung des Rund-
funks standen zunächst im Vorder-
grund. Seit dem 10. Mai erweiterte
sich die „Gruppe Ulbricht“ durch kom-
munistische Funktionäre, die illegal in
Deutschland tätig gewesen waren – da-
runter vor allem Ottomar Geschke,
Sepp Hahn, Waldemar Schmidt, Willy
Sägebrecht und Hans Jenretzky. Schon
bald bildete sich ein Stamm von 60 bis
80 kommunistischen Aktivisten Ber-
lins heraus. Wir trafen uns zu sonntäg-
lichen Beratungen am 13., 20. und 27.
Mai sowie am 3. und 10. Juni im ge-
genüberliegenden Lokal „Rose“ (in-
zwischen „Gaststätte Liebezeit“) an
der Ecke Prinzenallee/Waldersee-
straße (heute Ecke Einbeckerstraße/
Archenholdstraße). Die Funktionäre
aus den Bezirken gaben ihre Berichte
und nahmen ihrerseits Informationen
und Direktiven von Walter Ulbricht
entgegen. Obwohl Erich Honecker be-
reits am 10. Mai zu uns gestoßen war,
nahm er an diesen Beratungen nicht
teil; er wurde erst im Herbst 1945 in
unsere Tätigkeit einbezogen.
Nach der Reise Ulbrichts, Ackermanns
und Sobotkas nach Moskau vom 4.–
10. Juni 1945 und den dort stattfinden-
den Gesprächen mit Dimitroff und
dem sowjetischen Politbüro (ein-
schließlich Stalins!) folgte die Haupt-
aufgabe: Die Neugründung der Kom-
munistischen Partei Deutschlands am
11. Juni 1945, die Herausgabe der Par-
teizeitung „Deutsche Volkszeitung“
und die Organisierung von Grün-
dungsversammlungen der KPD in den
einzelnen Berliner Bezirken. Parallel
dazu erfolgte die Bildung des Organi-
sationsausschusses zur Gründung ein-
heitlicher Gewerkschaften (des späte-
ren FDGB), die Bildung des Aktions-
ausschusses von SPD und KPD und
der Beginn der antifaschistischen Ju-
gendausschüsse (aus denen Pfingsten
1946 die FDJ hervorging).

Propaganda, Geschichts-
klitterung
Über die Tätigkeit der „Gruppe Ulb-
richt“ habe ich in meinem im Septem-
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8. Mai 1945

Die Gruppe Ulbricht und der Beginn
des Herrschaftssystems der DDR

Wolfgang Leonhard, geb. 1921, Aus-
bildung zum kommunistischen Spit-
zenkader in der Sowjetunion. Anfang
Mai 1945 Rückkehr nach Berlin als
jüngstes Mitglied der „Gruppe Ulb-
richt“, Dozent an der SED-Partei-
hochschule Kleinmachnow. März
1949 Bruch mit dem Stalinismus und
Flucht ins titoistische Jugoslawien,
1950 Westdeutschland. 1955 er-
schien sein heute wie vor fünfzig
Jahren lesenswerter Klassiker: Die
Revolution entlässt ihre Kinder.
Seither als Publizist, Sowjetforscher
und Hochschullehrer in England,
USA und Deutschland tätig, in der
Zeit des Kalten Krieges vom Hass
vor allem der deutschen und der
sowjetischen Kommunisten verfolgt.

Foto: Reiner Mnich

Wolfgang Leonhard, geb. 
1921, Ausbildung zum kom-
munistischen Spitzenkader in 
der Sowjetunion. Anfang Mai 
1945 Rückkehr nach Berlin als 
jüngstes Mitglied der „Gruppe 
Ulbricht“, Dozent an der SED-
Parteihochschule Kleinmach-
now. März 1949 Bruch mit dem 
Stalinismus und Flucht ins titois-
tische Jugoslawien, 1950 West-
deutschland. 1955 erschien 
sein heute wie vor fünfzig Jah-
ren lesenswerter Klassiker: Die 
Revolution entlässt ihre Kinder.
Seither als Publizist, Sowjetfor-
scher und Hochschullehrer in 
England, USA und Deutsch-
land tätig, in der Zeit des Kal-
ten Krieges vom Hass vor allem 
der deutschen und der sowje-
tischen Kommunisten verfolgt.
 Foto: Reiner Mnich

Von Martin Rooney
 
Wolfgang (eigentlich Wolodja) 
Leon hard, einer der ganz wenigen 
hoch bedeutenden in Deutschland 
wohnhaften Kommunismusfor-
scher, wurde am 16. April 1921 in 
Wien geboren. Aufgrund seines 
Geburtsortes ist er österreichischer 
Staatsbürger. Seine Mutter war die 
Publizistin Susanne Leonhard (1895-
1984), eine enge Freundin von Karl 
Liebknecht und Rosa Luxemburg. 
Ihr erster Ehemann, der Dramatiker 
Rudolf Leonhard, erkannte offiziell 
die Vaterschaft an. Als Wolfgang 
Leonhard zur Welt kam, lebte das 
Ehepaar Leonhard jedoch getrennt. 
Susanne Leonhard, eine glühende 
Kommunistin, war zu diesem Zeit-
punkt mit Mieczyslaw Bronski, dem 
sowjetischen Botschafter in Wien 
und engen Vertrauten Lenins, liiert. 
Seit 1925 KPD-Mitglied, arbeitete 
sie als freie Publizistin und zeitwei-
se als Pressesprecherin der sowje-
tischen Handelsvertretung in Berlin. 
Wolfgang Leonhard beschreibt in 
einem Hörfunkinterview aus dem 
Jahr 2009 seine Mutter als „eine 
kämpferische Natur, die eindeutig 
politische Zielsetzungen wichtiger 
nahm als die eigene Familie, eine 
Frau, die eigentlich keinen Fami-
liensinn hatte“. Das ging so weit, 
fügte Wolfgang hinzu, dass er von 
seiner Mutter kaum Zärtlichkeit 
erfuhr. Mit monomanischer Beses-

� (Fortsetzung�Seite�3)
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22. Bautzen-Forum
5. – 6. Mai 2011

50 Jahre Mauerbau
Vom Leben mit dem  
„antifaschistischen Schutzwall“

Mit Vorträgen und Podiumsbeiträgen u.a. von

Prof. Dr. Rainer Eckert 
Direktor des Zeitgeschichtlichen Forums Leipzig

Dr. Hans-Jürgen Grasemann 
Oberstaatsanwalt, ehem. stellv. Leiter der 
Zentralen Erfassungsstelle Salzgitter

Roland Jahn 
Bundesbeauftragter für die Unterlagen der 
Staatssicherheit der ehemaligen DDR

Prof. Dr. Christoph Kleßmann 
Historiker, Potsdam

Wolfgang Tiefensee, MdB 
Bundesminister a.D. 
Leipziger Oberbürgermeister 1998-2005

Beginn: Donnerstag, 5. Mai 2011, 9.30 Uhr 
Ende: Freitag, 6. Mai 2011, 13.00 Uhr 
Bautzener Bräuhaus, Thomas-Mann-Str. 7

Programmanforderung und Anmeldung bis 26.04.2011 bei:
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Büro Leipzig 
Burgstr. 25, 04109 Leipzig 
Tel.: 0341 – 9602431; Fax: 0341 – 9605091 
E-Mail:Lpzmail@fes.de
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und dann 1990 ganz in PDS umben-
annte. Handelt es sich dabei aber 
um eine Berufung auf das skizzierte 
Verständnis von „demokratischem 
Sozialismus“?

Noch im PDS-Parteiprogramm von 
1990 tauchte der Name Eduard 
Bernstein als ideengeschichtlicher 
Bezug auf – allerdings neben Wla-
dimir I. Lenin und Rosa Luxemburg, 
was aufgrund deren grundsätzlichen 
Differenzen nicht zusammenpasst. 
Spätere programmatische Texte 
nannten neben Karl Marx und Fried-
rich Engels nur noch Luxemburg 
als ideologisches und politisches 
Vorbild. Entgegen einer weit ver-
breiteten Auffassung handelte es 
sich bei ihr aber gerade nicht um 
eine „demokratische Sozialistin“ im 
oben definierten Sinne. In der De-
batte um Bernsteins Auffassungen 
zur Revision des Marxismus vertrat 
Rosa Luxemburg die dogmatische 
Interpretation des Marxismus als 
Lehre von der unbedingten Not-

wendigkeit der Revolution. Ebenso 
wenig steht übrigens auch ihr be-
rühmtes Wort „Freiheit ist immer 
die Freiheit des Andersdenkenden“ 
für ein Bekenntnis zum Interessen- 
und Meinungspluralismus, war die-
ser doch laut ihrem Text über die 
russische Revolution nur auf andere 
sozialistische Auffassungen und Or-
ganisationen beschränkt. 

Ansonsten findet man im aktuellen 
Entwurf zum Parteiprogramm von 
„Die Linke“ auch keine Ausfüh-
rungen, die sich auf die Tradition des 
erwähnten Modells von „demokra-
tischem Sozialismus“ beziehen. Im 
Kapitel „Woher wir kommen, wer 
wir sind“ heißt es sogar: Man knüpfe 
„an linksdemokratische Positionen 
und Traditionen aus der ... kom- 
munistischen Arbeiterbewegung“ 
an. Damit kann für die deutsche Ge-
schichte aber nur die KPD und ihr 
Umfeld im Zeitraum zwischen 1918 
und 1956 gemeint sein. Diese Par-
tei war aber während ihrer Existenz 

nicht nur gegen den demokratischen 
Verfassungsstaat, sondern zwischen 
1926 und 1956 auch strikt stalini-
stisch ausgerichtet. Die Bezeichnung 
der KPD als „linksdemokratisch“ 
darf kritische Rückfragen nach dem 
Demokratieverständnis der Partei 
„Die Linke“ erlauben. Gleiches gilt 
daher für den bekundeten Bruch mit 
dem Stalinismus, der aber bereits 
nach 1956 ebenso von der KPdSU 
und der SED erklärt wurde, ohne 
sich in Richtung eines „demokra-
tischen Sozialismus“ hin zu entwi-
ckeln. Im Gegenteil: Tendenzen in 
Richtung eines demokratischen So-
zialismus wurden als „Ideologie des 
Klassenfeindes“ massiv bekämpft. 
Demokratischer Sozialismus war 
aus der Sicht der SED eine „ideolo-
gische Waffe der Bourgeoisie in de-
ren Kampf gegen die Arbeiterklasse 
und den Sozialismus ...“ (vgl. Wal-
demar Ritter: Leugnung der Verbre-
chen des Kommunimus, Abschnitt 
„Kommunismus ist Antidemokra-
tie“, in diesem Heft).

Heimliche Rache aus 
der DDR-Vergangenheit?
Wie die deutsch-deutsche Flüchtlingsgeneration  
in die Altersarmut geschickt wurde

Das Raunen im Kreis der Abgeord-
neten war deutlich, empörte Zwi-
schenrufe. Die Abgeordnete Marti-
na Bunge (Die Linke) hatte in ihrem 
Redebeitrag die Flucht von DDR-
Bürgern in die Bundesrepublik 
als einen „freiwilligen“ Weggang 
bezeichnet. Sebastian Blumenthal 
(FDP) legte sein Blatt beiseite und 
reagierte erregt: „Meine�Familie�ge-
hört�zu�denen,�die�damals�‚freiwillig�
die� DDR� verlassen’� haben,� wie� Sie�
es� hier� so� süffisant� dargestellt� ha-
ben.� Es� war� eine� große� Herausfor-
derung,� Ihrem� Beitrag� zuzuhören,�
ohne�die�Fassung�zu�verlieren.“�
Wie kam es zu der flapsigen Be-
merkung der Abgeordneten Bun-
ge? Und wie kam es dazu, dass 
über die Fallgruppe „ehemalige 

Von Jürgen V. Holdefleiß

DDR-Flüchtlinge“, abweichend 
vom vorgegebenen Thema, über-
haupt debattiert wurde? Gegenstand 
dieser Bundestagsdebatte, die am 
02.12.2010 stattfand, war eigentlich 
ein Antragspaket der Linken zu 19 
verschiedenen Fallgruppen. Ein An-
trag, „ehemalige DDR-Flüchtlinge“ 
betreffend, war nicht darunter. Wie-
so geisterte der „DDR-Flüchtling“ 
dennoch durch die Debatte?
Mit dem 2. Einigungsvertrag vom 
31.08.1990 war der gesamtdeutsche 
Gesetzgeber beauftragt worden, ein 
Gesetz zu schaffen, das die Renten 
und Rentenanwartschaften der aktu-
ellen Bürger der DDR bundesrechts-
verträglich regeln sollte. Schließlich 
stand der formelle Beitritt der DDR 
ins Haus, und der Rechtsraum der 

beitretenden DDR musste mit Bun-
desrecht versorgt werden. 
Kaum war das Rentenüberleitungs-
gesetz (RÜG) in Kraft, hagelte es 
Beschwerden, Proteste und Schuld-

Der Autor
Dr.-Ing. Jürgen V. Holdefleiß, 
Vorsitzender des bundesweit tä-
tigen gemeinnützigen Vereins 
„Interessengemeinschaft ehe-
maliger DDR-Flüchtlinge“ (IEDF). 
Der Verein kämpft gegen eine 
rückwirkende Enteignung der 
DDR-Übersiedler, die vor dem 
Fall der Mauer in der Bundes-
republik sesshaft wurden, s.a. 
www.iedf.de.
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zuweisungen aus den neuen Bundes-
ländern. Besonders ausgezeichnet 
hatten sich dabei die Funktionäre 
der ehemaligen DDR aus Partei, 
Regierung, bewaffneten Organen 
etc. Sie konnten durch Klagen beim 
BVerfG zwar einige erstaunliche 
Nachbesserungen für sich erreichen, 
blieben aber konsequent bei ihrer 
Auffassung, von einer „Siegerju-
stiz“ mit einem „Rentenstrafrecht“ 
belegt worden zu sein. 
Unter den 19 Anträgen war einer mit 
dem schönen Titel „Wertneutralität 
im Rentenrecht auch für Personen 
mit bestimmten Funktionen in der 
DDR“. „Bestimmte Funktionen (?) 
…“: Wer mag wohl gemeint sein? 
Natürlich: die Hauptverantwort-
lichen innerhalb der Nomenklatura 
mit besonderer Staats- und Parteinä-
he. Sicherlich war es gerade diesem 
Antrag geschuldet, dass der Typus 
„DDR-Flüchtling“ dann doch Ein-
zug in den parlamentarischen Dis-
kurs nahm. 
Bietet er doch eine interessante Tä-
ter- / Opfer- Konstellation:

Auf der einen Seite diejenigen, 
die verantwortlich für den Staat 
DDR standen und auf der ande-
ren Seite die, die dieses System 
nicht ausgehalten und der DDR 
den Rücken gekehrt haben. Die 
einen haben die DDR als den 
„Hort des Friedens“ und der „so-
zialistischen Errungenschaften“ 
verherrlicht und den „imperia-
listischen Staat BRD“ gehasst 
und bekämpft. Die anderen ha-
ben den Staat DDR als ideolo-
gisches Gefängnis empfunden 
und sind unter Gefahren und un-
ter Inkaufnahme von Verlusten 
in den demokratischen und frei-
heitlichen Staat Bundesrepublik 
Deutschland geflohen. Die einen 
haben alles getan, den maroden 
und schon längst delegitimierten 
Staat DDR zu zementieren. Die 
anderen haben durch ihre Flucht 
einen Beitrag zur moralischen 
und politischen Diskreditie-
rung des Staatswesens DDR und 
schließlich zu dessen Zusammen-
bruch geleistet, was letztlich die 
Herstellung der deutschen Ein-
heit erst möglich machte.

Und noch eine Konstellation ist in-
teressant:

Das Rentenüberleitungsgesetz, 
über dessen Auswirkungen auf 

einige Personengruppen sich 
„Die Linke“ mit ihren Anträgen 
beschwert, betrifft diese 19 Fall-
gruppen planmäßig und bestim-
mungsgemäß. Alle waren sie zu 
jener Zeit aktuelle Angehörige 
der DDR-Sozialversicherung und 
gehörten damit zu den ausgewie-
senen Adressaten der Rentenü-
berleitung. Auch die „Personen 
mit bestimmten Funktionen in 
der DDR …“. Auch diese wis-
sen, dass sie rechtmäßig zu den 
Adressaten dieses Gesetzes ge-
hören, und sie beschweren sich 
lediglich über dessen Inhalt. 
Die ehemaligen DDR-Flücht-
linge hingegen waren, als die 
Herstellung der deutschen Ein-
heit verabredet wurde, bereits 
Angehörige des Staates „Bundes-
republik Deutschland“. Allesamt 
hatten sie ihren Status als Staats-
bürger der DDR verloren bzw. ab-
erkannt bekommen. Der Beitritt 
der DDR war ein Ereignis, bei 
dem ihre Angelegenheiten nicht 
zur Disposition standen, waren 
sie doch durch ihre individuelle 
Eingliederung Staatsangehörige 
der Bundesrepublik Deutschland 
geworden. Zu den Bürgern des 
beitretenden Staates DDR ge-
hörten sie nicht. An keiner Stelle 
des Gesetzeswerkes, in keinem 
Artikel des 2. Staatsvertrages und 
in keinem der einschlägigen Pro-
tokolle des Bundestages, in kei-
ner der einschlägigen Fachver-
öffentlichungen zum Sozialrecht 
steht geschrieben, dass die in der 
alten Bundesrepublik eingeglie-
derten DDR-Flüchtlinge in den 
Prozess der Rentenüberleitung 
hineingezogen werden sollen. 

Und doch sollten sie erleben, dass 
der Beitritt der DDR tief in ihre 
politische und soziale Situation 
eingreifen würde. Aus bisher un-
geklärten Gründen und unter einer 
bisher ungeklärten Urheberschaft 
hat man dem 12. Bundestag als zu-
ständigem Gesetzgeber das RÜG in 
Gestalt eines Trojanischen Pferdes 
vorgeführt. Die textliche Gestaltung 
war unauffällig. Keiner der Abge-
ordneten konnte es den Paragrafen 
ansehen, dass das RÜG auch zur 
Enteignung der in der alten Bun-
desrepublik eingegliederten DDR-
Flüchtlinge herhalten sollte. 
Mit einem Verwaltungsakt, der von 
einer absurden Rätselhaftigkeit ge-

prägt ist (es ist weder ein Datum 
noch eine Unterschrift noch der 
Wortlaut bekannt, es gibt offen-
sichtlich kein Protokoll über ein 
entsprechendes Vorhaben), wird den 
Gesetzesanwendern eine von den 
Vertragspartnern des Einigungs-
vertrages nicht vereinbarte Inter-
pretation des Rentenüberleitungs-
gesetzes vorgeschrieben. Lange 
nach dem Inkrafttreten des RÜG, 
vermutlich erst in den späten neun-
ziger Jahren, von den Medien und 
der Öffentlichkeit unbemerkt, von 
der Politik geduldet, kam der Inhalt 
des Trojanischen Pferdes zutage. 
Die Rentenversicherer waren ange-
wiesen, in die Rentenkonten aller 
DDR-Flüchtlinge rückwirkend ein-
zugreifen und die Ergebnisse der 
jeweiligen individuellen Eingliede-
rung rückabzuwickeln. Ersatzweise 
sollten neue Rentenkonten errichtet 
werden, wobei die Betroffenen zyni-
scherweise den Folgen ihrer in der 
DDR geübten Widerständigkeit und 
ihrer Zivilcourage ausgeliefert wer-
den. Die Rentenversicherer wurden 
angewiesen, die Betroffenen über 
die Löschung und Neubewertung 
ihrer Rentenkonten nicht zu infor-
mieren, offensichtlich um ihnen da-
mit den direkten Weg zum BVerfG 
abzuschneiden. Eine Prüfung der 
Verfassungsmäßigkeit ist zu keiner 
Zeit veranlasst worden. 
Die Griechen hatten Troja durch 
eine Kriegslist erobert, indem sie ih-
nen ein Geschenk darreichten, des-
sen verheerenden Inhalt die Adres-
saten nicht erkannt haben, wohl 
auch nicht erkennen konnten. Der 
12. Bundestag hat mit dem Text des 
RÜG ein Gesetz vorgelegt bekom-
men, das den Anschein erweckte, 
als ob es bestimmungsgemäß für 
die Anwendung auf die damals ak-
tuellen Angehörigen der DDR-So-
zialversicherung gemünzt sei. Die 
Abgeordneten konnten nicht erken-
nen, dass mit den Texten ein übler 
Nebenzweck verfolgt werden sollte. 
Mit einer nach dem Muster des Tro-
janischen Pferdes konzipierten List 
wurden die „Republikflüchtigen“, in 
der damaligen DDR generell unge-
liebt, nachträglich bestraft. 
Die List war gründlich durchdacht: 
Die Betroffenen wurden bewusst im 
Unklaren darüber gelassen, dass sie 
für eine Bestrafung vorgesehen wa-
ren. Damit waren sie der Möglich-
keit beraubt, sich zeitnah gegen die 
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grundgesetzwidrige Einbeziehung 
in den Prozess der Rentenüberlei-
tung zu wehren und für den Fall des 
Scheiterns rechtzeitig Vorkehrungen 
zu treffen. 
Dass die Betroffenen (unabhängig 
von ihren ausgeübten Berufen und 
ihrer Qualifikation) durch diesen 
Eingriff auf das Niveau eines Hilfs-
arbeiters herabgestuft werden, damit 
Einbußen von bis zu mehreren Hun-
dert Euro hinzunehmen haben und 
in manchen Fällen einer eindeutigen 
Altersarmut ausgesetzt werden, 
wird durch die Initiatoren des Ver-
waltungsaktes billigend in Kauf ge-
nommen. Ebenso durch die Politik, 
die ungerührt zuschaut. Eine poli-
tische und soziale Diskriminierung, 
für die es im nachkriegsdeutschen 
Rentenrecht kein Beispiel gibt. 
Ein bitteres Fazit: Das Rentenüber-
leitungsgesetz ist förmlich beschlos-
sen und damit für die Judikative 
verbindlich. Dass die abseits des 
Gesetzgebungsverfahrens zu Lasten 
der ehemaligen DDR-Flüchtlinge 
eingebauten interpretatorischen 
Kunststücke den Abgeordneten 
des damaligen beschlussfassenden 
Bundestages nicht ersichtlich sein 
konnten, ist dabei unerheblich. Von 
dieser grotesken Situation ist jedes 
individuelle Klageverfahren vor 
dem Sozialgericht gezeichnet: Die 
Klage auf Wiederherstellung des 
Rechts wird abgewiesen, auch in 
der 2. Instanz. Dort wird zusätzlich 
noch das Verbot der Revision ver-
hängt und damit verhindert, dass 
sich das Bundessozialgericht damit 
auseinandersetzt.
Eine Lösung des Konfliktes ist nur 
auf politischem Wege möglich. In 
diesem Sinne fordert die deutsch-
deutsche Flüchtlingsgeneration, ver-
treten durch die „Interessengemein-
schaft ehemaliger DDR-Flüchtlinge 
e.V.“ (IEDF), von der Politik die 
Wiederherstellung des Rechts.
In jener Plenarsitzung sah sich die 
Politik erstmalig konfrontiert mit 
2 Fallgruppen, wie sie entgegenge-
setzter nicht sein können: auf der ei-
nen Seite die Nomenklaturkader der 
DDR („Täter“) und auf der anderen 
Seite die DDR-Flüchtlinge („Op-
fer“). Die Täterseite verfügt über 
gut funktionierende Netzwerke, und 
sie hat es bislang eindrucksvoll ver-
standen, diese für sich zu nutzen. 
Damit hat sie außerordentlich viel 

erreicht: Aufmerksamkeit in der Öf-
fentlichkeit, bei den Medien, bei den 
Handlungsträgern der Politik. Und 
die Ehre, dass man sich mit ihnen 
angemessen und weitgehend sach-
lich auseinandersetzt. Und manche 
ökonomisch wirksamen Erfolge. 
Die Opferseite hingegen drängt seit 
Jahren auf eine sachliche Auseinan-
dersetzung. Eingaben an die Organe 
der Exekutive werden ignoriert und 
mit leicht widerlegbaren Phrasen 
abgetan. 
Der Vorstand der IEDF hat den Pe-
titionsausschuss des deutschen Bun-
destages mehrfach und eindringlich 
um persönliche Anhörung gebeten. 
Vergeblich bislang. Der Vorstand 
ISOR (Initiativgemeinschaft zum 
Schutz der sozialen Rechte ehe-
maliger Angehöriger bewaffneter 
Organe und der Zollverwaltung der 
DDR), also ein Verein, der sich vor-
rangig um die Altersversorgung der 
DDR-Nomenklatura kümmert, hatte 
bereits am 08.11.2010 die Gelegen-
heit einer öffentlichen Anhörung vor 
dem Petitionsausschuss erhalten. 
Der Vorsitzende von ISOR konnte 
in einem geschlossenen Vortrag von 
„Rentenstrafrecht“ sprechen und 
von der „Missachtung der Lebens-
leistung“ der von ihm vertretenen 
„Personen mit bestimmten Funkti-
onen…“. 
Auch wenn die rechtlichen Mög-
lichkeiten derer, die sich um ISOR 
scharen, im wesentlichen ausge-
schöpft seien mögen, auch wenn die 
Politik versucht deutlich zu machen, 
dass sie weitere Zugeständnisse 
nicht zu machen bereit ist, immer-
hin hatte ISOR die Genugtuung, 
ein Podium gehabt und die Politiker 
gezwungen zu haben, ihnen münd-
lich auf ihre Argumente zu antwor-
ten. Der Referent ließ durchblicken, 
dass man durchaus bereit sei, den 
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte anzurufen und die Bun-
desrepublik Deutschland dort wegen 
der Verletzung der Menschenrechte 
zu verklagen, falls die Politik den 
erhobenen Forderungen nicht nach-
kommt. Die Netzwerke, die der ehe-
maligen DDR-Nomenklatura zur 
Verfügung stehen, lassen die Pro-
gnose zu, dass ihnen das gelingt und 
dass sie dort Gehör finden.
Was die Opfer betrifft, die verfügen 
über keine Netzwerke. Sie haben 
keine Lobby. Allenfalls wären das 
die Abgeordneten des Bundestages, 

wenn diese sich auf ihre originäre 
Aufgabe besinnen, nämlich das Re-
gierungshandeln auf Basis unseres 
Grundgesetzes kritisch zu kontrol-
lieren. Es ist jedoch ein offenes Ge-
heimnis, dass die jeweilige Regie-
rungsmehrheit des Bundestages von 
der Regierung zunehmend als Erfül-
lungsgehilfe angesehen und in die-
sem Sinne auch so behandelt wird. 
Welches ist die Aufgabe der Legis-
lative? Der Bundestag gibt eine Bro-
schüre heraus, in der man es lesen 
kann (Parlamentsdeutsch – Erläu-
terungen zu parlamentarischen Be-
griffen):
„Wichtigste� Aufgabe� …Beratung�
und� Verabschiedung� von� Gesetzen�
im� inhaltlichen� und� formellen� Sinn�
und�die�Kontrolle�der�Exekutive“.

Unseren Kindern wird es noch 
einleuchtender erklärt (www.kup-
pelkucker.de): „Der� Bundestag�
kontrolliert� die�Arbeit� der� Bundes-
regierung.�Die�Regierung�muss�dem�
Bundestag� genau� erklären,� was� sie�
tut.� Das� ist� so� geregelt,� damit� die�
Bundesregierung� nicht� einfach� ma-
chen�kann,�was�sie�will.“

Kontrolle der Exekutive! Damit die 
Regierung nicht einfach machen 
kann, was sie will! Das ist eigentlich 
deutlich genug.
Im vorliegenden Falle ist das Re-
gierungshandeln durch das geprägt, 
was die Nomenklatura der unter-
gegangenen DDR sich gewünscht 
hat. Die Vermutung ist nicht weit 
hergeholt. Die ersten gesamtdeut-
schen Wahlen und die Bildung der 
ersten gesamtdeutschen Regierung 
haben den Ministerien frisches Blut 
aus den neuen Bundesländern zu-
geführt. Die Deutsche Rentenversi-
cherung hatte aus der Konkursmasse 
der DDR Spezialisten der DDR-
Rentenversicherung übernommen. 
Es liegt nahe, dass die Bestrafung 
der ehemaligen DDR-Flüchtlinge 
auf Veranlassung, zumindest unter 
Duldung der ostdeutschen Seite auf 
die Agenda gekommen ist. Proteste 
gegen eine derartige Maßnahme 
werden jedenfalls von dort nicht ge-
kommen sein.
Die IEDF fordert im Namen der 
deutsch-deutschen Flüchtlingsge-
neration die Regierung auf, das 
verletzte Recht wieder herzustellen 
und die Enteignung der ehemaligen 
DDR-Flüchtlinge rückgängig zu 
machen.


